
URTEIL VOM 25. 9. 1985 — RECHTSSACHE 34/84 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Vierte Kammer) 
25. September 1985 * 

In der Rechtssache 34/84 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de 
grande instance Nanterre in dem vor diesem anhängigen Strafverfahren 

Procureur de la République 

gegen 

Michel Ledere, 

zivilrechtlich Haftende: SARL DRGM und SARĻ Staser, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 3 
Buchstabe f, 5 und 36 EWG-Vertrag 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Bosco,, der Richter P. Pescatore, 
T. Koopmans, K. Bahlmann und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben : 

— der Angeklagte des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechtsanwalt 
R., Brunois, Paris, 

— die französische Regierung, vertreten durch J.-P. Costes und S. C. de 
Margerie als Bevollmächtigte, Beistand: I. Knock, Administrateur, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihre Rechts­
berater R.-C. Béraud und G. Marenco als Bevollmächtigte, Beistand: 
N. Coutrelis vom Juristischen Dienst der Kommission, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 14. Mai 
1985, 

folgendes 
* Verfahrenssprache: Französisch. 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Das Tribunal de grande instance Nanterre hat mit Urteil vom 16. Dezember 1983, 
beim Gerichtshof eingegangen am 7. Februar 1984, gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag zwei Fragen nach der Auslegung der Artikel 3 Buchstabe f, 5 Absatz 2 und 
36 EWG-Vertrag zur Vorabentscheidung vorgelegt, um über die Vereinbarkeit 
einer nationalen Regelung mit dem Gemeinschaftsrecht entscheiden zu können, 
die Mindestpreise für den Verkauf von Treibstoffen an den Verbraucher vor­
schreibt. 

2 Diese Fragen stellen sich in einem Strafverfahren gegen den Geschäftsführer 
zweier Gesellschaften, die Tankstellen betreiben. Der Angeklagte wird unter ande­
rem beschuldigt, rechtswidrige Preise angewandt zu haben, indem er beim Verkauf 
von Treibstoffen höhere Preisnachlässe auf den geltenden Höchstpreis für den 
Verkauf an den Verbraucher gewährt habe, als nach der im September und im 
Oktober 1980 geltenden Regelung zulässig gewesen sei. 

3 Der Angeklagte des Ausgangsverfahrens machte geltend, die Arrêtés ministériels 
Nr. 78-101/P relatif à la publicité des prix et conditions de vente de l'essence auto 
et du supercarburant (Ministerialverordnung über Preisangaben und Bedingungen 
des Verkaufs von Normal- und Superbenzin) vom 5. Oktober 1978 und Nr. 78-
123/P relatif aux prix de certains produits pétroliers finis (Ministerialverordnung 
über die Preise bestimmter Mineralölfertigerzeugnisse) vom 29. Dezember 1978 
seien mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar. 

4 Das nationale Gericht hat es deshalb für erforderlich gehalten, dem Gerichtshof 
die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen: 

„1) Sind Artikel 3 Buchstabe f EWG-Vertrag, der ,die Errichtung eines Systems, 
das den Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen 
schützt', vorsieht, und Artikel 5 Absatz 2 EWG-Vertrag, wonach, [die Mit­
gliedstaaten] ... alle Maßnahmen [unterlassen], welche die Verwirklichung der 
Ziele dieses Vertrages gefährden könnten', in der Weise auszulegen, daß sie 
den Vorschriften eines Mitgliedstaats entgegenstehen, durch die durch Gesetz 
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oder Verordnung Mindestpreise oder, genauer gesagt, maximal zulässige 
Preisnachlässe festgelegt werden? 

2) Für den Fall der Bejahung dieser ersten Frage: Kann auf derartige nationale 
Vorschriften, soweit sie Mineralölerzeugnisse betreffen, Artikel 36 EWG-Ver­
trag Anwendung finden, weil sie eineni zwingenden Erfordernis der öffent­
lichen Ordnung Rechnung tragen?" 

5 Die erste Frage nach der Auslegung der Artikel 3 Buchstabe f und 5 EWG-Ver­
trag hat der Gerichtshof bereits in seinem Urteil vom 29. Januar 1985 in der 
Rechtssache 231/83 (Cullet, Slg. 1985, 315) behandelt. Dabei hat er auch die Be­
stimmungen geprüft, die die Durchführung der Grundsätze der Artikel 2 und 3 
EWG-Vertrag unter anderem auf dem Gebiet des freien Warenverkehrs gewährlei­
sten. Er hat hierbei insbesondere Artikel 30 EWG-Vertrag ausgelegt, der notwen­
digerweise vor dem in der zweiten Frage genannten Artikel 36 zu prüfen ist. 

6 Die nationale Regelung, die im vorliegenden Fall im Ausgangsverfahren angefoch­
ten wird, ist nicht dieselbe wie die, die Anlaß der Rechtssache 231/83 war. Die 
Ministerialverordnung Nr. 78-123/P unterscheidet sich von dieser namentlich in 
bezug auf die Festsetzung des Raffinerieübernahmepreises. Wie bei der in der 
Rechtssache 231/83 fraglichen Regelung dient dieser Preis als Grundlage für die 
Berechnung des Höchstpreises für den Verkauf an den Verbraucher, von dem wie­
derum nach Maßgabe der in der Ministerialverordnung Nr. 78-101/P vorgesehe­
nen Preisnachlässe der Mindestpreis für den Einzelhandelsverkauf abhängt. Nach 
Artikel 2 der Ministerialverordnung Nr. 78-123/P wird der für die Übernahme 
von der Raffinerie zugelassene Preis ohne Angabe der Berechnungsweise auf einen 
bestimmten Betrag festgesetzt. Für die Anwendung des Gemeinschaftsrechts erge­
ben sich aus dieser Besonderheit jedoch keine anderen Fragen als die, die in dem 
erwähnten Urteil vom 29. Januar 1985 behandelt worden sind. 

7 Bei der Auslegung des Artikels 30 EWG-Vertrag geht die Begründung jenes Ur­
teils von der Erwägung aus, daß ein auf einen bestimmten Betrag festgesetzter 
Mindestpreis, obwohl er für inländische wie für eingeführte Erzeugnisse gleicher­
maßen gilt, den Absatz der letzteren insoweit zu benachteiligen geeignet ist, als er 
verhindert, daß ihr niedrigerer Gestehungspreis sich im Preis für den Verkauf an 
den Verbraucher niederschlägt. Dasselbe gilt aber für einen Mindestpreis, der an­
hand eines Übernahmepreises bestimmt wird, der seinerseits auf einen bestimmten 
Betrag festgesetzt wird, und zwar insbesondere dann, wenn dieser Übernahmepreis 
auf der Grundlage der Preise und Kosten der inländischen Erzeuger festgesetzt 
wird. 
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8 Sonach verbietet Artikel 30 eine nationale Regelung, nach der die nationalen Be­
hörden Mindestpreise für den Einzelhandelsverkauf von Treibstoffen festsetzen, 
wenn diese Regelung die Mindestpreise aufgrund eines Raffinerieübernahmepreises 
bestimmt, der auf einen bestimmten, insbesondere auf einen auf der Grundlage der 
Preise und Kosten der inländischen Erzeuger berechneten, Betrag festgesetzt wird, 
und sie so den sich möglicherweise aus niedrigeren Gestehungspreisen der einge­
führten Erzeugnisse ergebenden Wettbewerbsvorteil neutralisiert, indem sie verhin­
dert, daß sich diese Gestehungspreise im Preis für den Verkauf an den Verbrau­
cher niederschlagen. 

9 Zur Auslegung von Artikel 36 EWG-Vertrag wird in dem erwähnten Urteil vom 
29. Januar 1985 festgestellt, es könne nicht angenommen werden, daß eine Rege­
lung, die für Treibstoffe Mindestpreise vorschreibt, der öffentlichen Ordnung im 
Sinne dieser Bestimmung dient. 

10 Da sich in der vorliegenden Rechtssache keine neuen Gesichtspunkte ergeben ha­
ben, ist im übrigen auf die Erwägungen zu verweisen, die dem vorstehend erwähn­
ten Urteil vom 29. Januar 1985 zugrunde liegen; eine Abschrift dieses Urteils ist 
dem vorliegenden Urteil beigefügt. 

1 1 Sonach sind die vom Tribunal de grande instance Nanterre vorgelegten Fragen wie 
folgt zu beantworten: 

— Die Artikel 3 Buchstabe f und 5 EWG-Vertrag verbieten eine nationale Rege­
lung nicht, nach der die nationalen Behörden Mindestpreise für den Einzelhan­
delsverkauf von Treibstoffen festsetzen. 

— Artikel 30 EWG-Vertrag verbietet eine solche Regelung, wenn sie die Mindest­
preise aufgrund eines Raffinerieübernahmepreises bestimmt, der auf einen be­
stimmten, insbesondere auf einen auf der Grundlage der Preise und Kosten der 
inländischen Erzeuger berechneten, Betrag festgesetzt wird, und sie so den sich 
möglicherweise aus niedrigeren Gestehungspreisen der eingeführten Erzeug­
nisse ergebenden Wettbewerbsvorteil neutralisiert, indem sie verhindert, daß 
sich diese Gestehungspreise im Preis für den Verkauf an den Verbraucher 
niederschlagen. 

— Es kann nicht angenommen werden, daß eine Regelung, die für Treibstoffe 
Mindestpreise vorschreibt, der öffentlichen Ordnung im Sinne von Artikel 36 
EWG-Vertrag dient. 
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Kosten 

12 Die Auslagen der französischen Regierung und der Kommission, die vor dem 
Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die 
Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des vor dem nationalen 
Gericht anhängigen Verfahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Vierte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal de grande instance Nanterre mit Urteil vom 16. Dezem­
ber 1983 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1) Die Artikel 3 Buchstabe f und 5 EWG-Vertrag verbieten eine nationale Rege­
lung nicht, nach der die nationalen Behörden Mindestpreise für den Einzelhan­
delsverkauf von Treibstoffen festsetzen. 

2) Artikel 30 EWG-Vertrag verbietet eine solche Regelung, wenn sie die Mindest­
preise aufgrund eines Raffinerieübernahmepreises bestimmt, der auf einen be­
stimmten, insbesondere auf einen auf der Grundlage der Preise und Kosten der 
inländischen Erzeuger berechneten, Betrag festgesetzt wird, und sie so den sich 
möglicherweise aus niedrigeren Gestehungspreisen der eingeführten Erzeugnisse 
ergebenden Wettbewerbsvorteil neutralisiert, indem sie verhindert, daß sich diese 
Gestehungspreise im Preis für den Verkauf an den Verbraucher niederschlagen. 

3) Es kann nicht angenommen werden, daß eine Regelung, die für Treibstoffe Min­
destpreise vorschreibt, der öffentlichen Ordnung im Sinne von Artikel 36 EWG-
Vertrag dient. 

Bosco Pescatore 

Koopmans Bahlmann O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. September 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Vierten Kammer 

G. Bosco 
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